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Ausgabe 006/20249. Februar 2024

 RETTUNGSZWECKVERBAND „SÜDWESTSACHSEN"

Öffentliche Bekanntgabe 

Die Verbandsversammlung des Rettungszweckverbandes „Südwest-
sachsen" hat in ihrer öffentlichen Sitzung am 15. Dezember 2023 den 
Jahresabschluss des Geschäftsjahres 2022 für den Rettungszweck-
verband „Südwestsachsen" festgestellt und Folgendes einstimmig 
beschlossen: 

Beschluss Nr. 22/2023_VV: 
Die Verbandsversammlung stellt den Jahresabschluss zum 31. De- 
zember 2022 (Bilanzsumme, GuV und Anhang) des Rettungszweck-
verbandes „Südwestsachsen" auf Grundlage des Berichtes über die 
örtliche Prüfung nach §§ 105 und 106 SächsGemO der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Dr. Vieler und Partner vom 17. November 2023 
und des Berichtes über die Prüfung des Jahresabschlusses zum 
31. Dezember 2021 und des Lageberichts der Treuhandgesellschaft 
mbH Göken, Pollak und Partner vom 8. September 2023 fest und 
entlastet den Verbandsvorsitzenden und den Geschäftsführer für das 
Wirtschaftsjahr 2022 wie folgt:

A) Der Jahresabschluss des Rettungszweckverbandes „Südwest-
sachsen" zum 31. Dezember 2022 wird in seinen Bestandteilen 
als:

 - Jahresbilanz mit einer Bilanzsumme von 49.160.364,87 EUR
 - Gewinn- und Verlustrechnung mit einem Jahresgewinn in Höhe  

 von 0,00 EUR
 - Anhang

 festgestellt.

B) Dem Verbandsvorsitzenden und dem Geschäftsführer wird für 
das Wirtschaftsjahr 2022 Entlastung erteilt.

Der Jahresabschlussprüfer erteilte folgenden Prüfvermerk: 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss des Rettungszweckverbandes 
„Südwestsachsen", Plauen, - bestehend aus der Bilanz zum 31. De- 
zember 2022 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2022 sowie 
dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs  und 
Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den 
Lagebericht des Rettungszweckverbandes „Südwestsachsen", 
Plauen für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
2022 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnisse

- entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen 
Belangen den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- 
und Finanzlage des Zweckverbandes zum 31. Dezember 2022 sowie 
seiner Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. 
Dezember 2022 und

- vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage des Zweckverbandes. In allen wesentlichen 
Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und 
stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu 
keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts in Übereinstimmung mit § 317 HGB i. V. m. den ergänzenden 
landesrechtlichen Vorschriften unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verant-
wortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 
,,Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts" unseres Bestätigungsvermerks 
weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unab-
hängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen 
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen 
deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforde-
rungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten 
Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grund-
lage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und der für die Über-
wachung Verantwortlichen für den Jahresabschluss und den 
Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des 
Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapitalgesellschaften 
geltenden handelsrechtlichen Vorschriften i. V. m. den ergänzen-
den landesrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen 
entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Zweckverbandes vermittelt. Ferner sind 
die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrol-
len, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um 
die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei 
von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen 
Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Ver-
treter dafür verantwortlich, die Fähigkeit des Zweckverbandes zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren 
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, 
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der 
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche 
oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage des Zweckverbandes vermittelt sowie in allen wesent-
lichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner 
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen 
und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, 
um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den 
anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermögli-
chen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen 
im Lagebericht erbringen zu können. 

Die für die Überwachung Verantwortlichen sind verantwortlich für 
die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses des Zweckver-
bandes zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts.
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Ausgabe 006/20249. Februar 2024

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, 
ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen - beabsich-
tigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist, und ob 
der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Zweckverbandes vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen 
mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonne-
nen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk 
zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine 
Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung 
stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder 
Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, 
wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln 
oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und 
bewahren eine kritische Grundhaltung. 
Darüber hinaus
- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher - beab-

sichtigter oder unbeabsichtigter - falscher Darstellungen im 
Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prüfungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass 
wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist 
bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrüge-
risches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollstän-
digkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen 
interner Kontrollen beinhalten können.

- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresab-
schlusses relevanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung 
des Lageberichtes relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um 
Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen 
angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur 
Wirksamkeit dieser Systeme des Zweckverbandes abzugeben.

- beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die 
Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit 
zusammenhängenden Angaben.

- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von 
den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, 
auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine 
wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder 
Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit 
des Zweckverbandes zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestäti-
gungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss 
und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu 
modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grund-
lage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten 
Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten 
können jedoch dazu führen, dass der Zweckverband seine Unter-
nehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

- beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt 

des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der 
Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und 
Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Zweckverbandes vermittelt.

- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresab-
schluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte 
Bild von der Lage des Unternehmens.

- führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen 
Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebe-
richt durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise 
vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten 
bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte 
Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. 
Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten 
Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir 
nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Anga-
ben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter 
anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung 
sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 
Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prü-
fung feststellen. 

Chemnitz, 8. September 2023

GPP Treuhandgesellschaft Ost mbH

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft/
Steuerberatungsgesellschaft

 Held                           Dumke
 Wirtschaftsprüfer   Wirtschaftsprüferin

Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen sieben Arbeitstage 
nach der Öffentlichen Bekanntgabe in der Geschäftsstelle des Ret-
tungszweckverbandes „Südwestsachsen", Poeppigstraße 6, 08529 
Plauen in der Zeit von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr öffentlich aus. 
Termine zur Einsichtnahme am Nachmittag können telefonisch 
unter 03741 457-0 vereinbart werden.

Plauen, 23. Januar 2024

Michaelis
Verbandsvorsitzender

 ZWECKVERBAND GEWERBEGEBIETE „AM AUERSBERG/ACHAT“

Ortsübliche Bekanntgabe 

Gemäß § 76 Abs. 1 SächsGemO i. V. m. § 58 Abs. 1 SächsKomZG 
liegt der Entwurf der Haushaltssatzung mit Haushaltsplan für 
das Haushaltsjahr 2024 des Zweckverbandes Gewerbegebiete 
„Am Auersberg/Achat" in der Zeit vom 19. bis 27. Februar 2024 
im Gewerbezentrum „Achat", Achatstraße 1 in 09356 St. Egidien, 
Zimmer 205, während der Sprechzeiten öffentlich zu jedermanns 
Einsicht kostenlos aus. 
Einwohner und Abgabepflichtige haben für die Dauer von 14 Arbeits- 
tagen die Möglichkeit, Einwendungen gegen den Entwurf der Haus-
haltssatzung mit Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 zu erheben.

Jochen Fankhänel 
Verbandsvorsitzender
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Ausgabe 006/20249. Februar 2024

 STABSSTELLE BRANDSCHUTZ, RETTUNGSDIENST, KATASTROPHENSCHUTZ

Bekanntmachung über die öffentliche Auslegung des Entwurfs des Externen Notfallplans 
„CLARIOS Zwickau GmbH & Co. KG, Reichenbacher Straße 89, 08056 Zwickau“ 
Gemäß § 44 des Sächsischen Gesetzes über den Brandschutz, Ret-
tungsdienst und Katastrophenschutz (SächsBRKG) wird Folgendes 
bekannt gemacht: 

Die untere Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutz-
behörde hat aufgrund von § 43 SächsBRKG für die CLARIOS Zwickau 
GmbH & Co. KG einen externen Notfallplan zu erstellen sowie nach  
§ 45 SächsBRKG zu überprüfen und fortzuschreiben. 

Der Entwurf dieser Fortschreibung liegt in der Zeit von Samstag, 
1. März 2024 bis einschließlich Sonntag, 31. März 2024, in der 
Stabsstelle Brandschutz, Rettungsdienst, Katastrophenschutz des 
Landratsamtes Zwickau, Königswalder Straße 18, 08412 Werdau, 
Zimmer 321 zur allgemeinen Einsichtnahme aus. 

Die Einsichtnahme ist nur nach vorheriger Terminvereinbarung 
möglich. 

Termine können unter StabsstelleKatschutz@landkreis-zwickau.de 
oder 0375 4402-24443 vereinbart werden. 

Einwendungen können während der Auslegungsfrist schriftlich oder 
zur Niederschrift bei der Stabsstelle Brandschutz, Rettungsdienst, 
Katastrophenschutz des Landratsamtes Zwickau, Königswalder 
Straße 18, 08412 Werdau vorgebracht werden. 

Die fristgemäß vorgebrachten Einwendungen werden geprüft und 
das Ergebnis der Prüfung den Einwendung Erhebenden mitgeteilt. 

Werdau, 6. Februar 2024

Alexander Löchel
Stabsstellenleiter/Kreisbrandmeister

 STABSSTELLE BRANDSCHUTZ, RETTUNGSDIENST, KATASTROPHENSCHUTZ

Bekanntmachung über die öffentliche Auslegung des Entwurfs des Externen Notfallplans  
„ARKEMA GmbH, Niederlassung Arkema Coatings Resins, Flurstraße 08056 Zwickau“ 
Gemäß § 44 des Sächsischen Gesetzes über den Brandschutz, Ret-
tungsdienst und Katastrophenschutz (SächsBRKG) wird Folgendes 
bekannt gemacht: 

Die untere Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbe-
hörde hat aufgrund von § 43 SächsBRKG für die ARKEMA GmbH, Nieder-
lassung Arkema Coatings Resins, einen externen Notfallplan zu erstellen 
sowie nach § 45 SächsBRKG zu überprüfen und fortzuschreiben. 

Der Entwurf dieser Fortschreibung liegt in der Zeit von Samstag, 
1. März 2024 bis einschließlich Sonntag, 31. März 2024, in der 
Stabsstelle Brandschutz, Rettungsdienst, Katastrophenschutz des 
Landratsamtes Zwickau, Königswalder Straße 18, 08412 Werdau, 
Zimmer 321 zur allgemeinen Einsichtnahme aus. 

Die Einsichtnahme ist nur nach vorheriger Terminvereinbarung 
möglich. 

Termine können unter StabsstelleKatschutz@landkreis-zwickau.de 
oder 0375 4402-24443 vereinbart werden. 

Einwendungen können während der Auslegungsfrist schriftlich oder 
zur Niederschrift bei der Stabsstelle Brandschutz, Rettungsdienst, 
Katastrophenschutz des Landratsamtes Zwickau, Königswalder 
Straße 18, 08412 Werdau vorgebracht werden. 

Die fristgemäß vorgebrachten Einwendungen werden geprüft und 
das Ergebnis der Prüfung den Einwendung Erhebenden mitgeteilt.

Werdau, 6. Februar 2024

Alexander Löchel
Stabsstellenleiter/Kreisbrandmeister
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